
welchen Verurteilten besondere Maßnahmen notwendig 
sind, und den gesellschaftlichen Kräften entsprechende 
Hinweise zu geben. Die gerichtlichen Maßnahmen kön­
nen und sollen den Prozeß der Selbsterziehung des 
Verurteilten nicht ersetzen; sie sollen ihn ergänzen 
und unterstützen. Hierfür sind folgende Ausführungen 
Kurt H a g e r s  auf der 10. Plenartagung des Zentral­
komitees der SED maßgebend:

„Das produktive Wechselverhältnis von Persönlich­
keit und Kollektiv ist kein konfliktloser statischer 
Zustand, und es kommt auch nicht spontan, im 
Selbstlauf zustande. Nur da wird die produktive und 
persönlichkeitsbildende Kraft des Kollektivs voll 
wirksam, wo diese Gemeinschaftlichkeit bewußt er­
strebt wird, wo eine offene, kritische, kameradschaft­
liche und vertrauensvolle Atmosphäre herrscht und 
in schöpferischem Meinungsaustausch und freimüti­
ger Auseinandersetzung gemeinsam um die beste 
Lösung der Aufgaben und Probleme des Kollektivs 
und jedes einzelnen gerungen wird. ... In unserer 
sozialistischen Menschengemeinschaft stehen Indivi­
duum und Gesellschaft, Persönlichkeit und Kollektiv 
nicht im Gegensatz zueinander, sondern haben eine 
wechselseitige Verantwortung füreinander und vor­
einander.“2

Von dieser politisch-ideologischen Position aus muß 
das Gericht bestimmen, welchen spezifischen Beitrag 
es im Einzelfall zu leisten hat. Es bedarf also ideolo­
gischer Klarheit über das Wesen der Bewährung und 
Erziehung durch die Gesellschaft als ein planmäßig ge­
staltenter Prozeß, der nicht dem Selbstlauf überlassen 
werden darf. Dieser Prozeß erfordert das koordinierte 
Zusammenwirken der Gerichte mit den Betrieben, Ge­
nossenschaften, staatlichen Organen und Kollektiven 
der Werktätigen in den verschiedensten Formen.

Zur differenzierten Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte 
bei der Gestaltung des Erziehungs- und 
Bewährungsprozesses
Untersuchungen der gerichtlichen Praxis haben er­
geben, daß verschiedene Gerichte die Mitwirkung der 
Werktätigen bei der Gestaltung des Erziehungs- und 
Bewährungsprozesses Verurteilter und die Strafen­
verwirklichung vorrangig nach quantitativen Gesichts­
punkten gemessen haben. Als entscheidend sahen sie 
die Anzahl der Maßnahmen an, ohne gleichzeitig die 
Notwendigkeit und Geeignetheit der erzieherischen 
Maßnahmen zu beurteilen. Dadurch kam es teilweise 
zu einer erheblichen Mehrbelastung der Gerichte, ohne 
daß die Wirksamkeit der Entscheidungen erhöht 
wurde.
Bei der Mitwirkung der Werktätigen im Prozeß der 
Verwirklichung der Strafen ohne Freiheitsentzug geht 
es jedoch nicht primär um Quantität. Entscheidend 
sind die qualitativen, inhaltlichen Gesichtspunkte. Um 
diesen Anforderungen gerecht zu werden, muß das 
Gericht in jedem einzelnen Fall folgendes prüfen:
— Erfordert die Art und die Tiefe des Widerspruchs, 

in die sich der Verurteilte zur Gesellschaft gesetzt 
hat, Maßnahmen des Gerichts zur Gestaltung des 
Bewährungs- Und Erziehungsprozesses?

— Bedarf das Kollektiv oder die Leitung des Be­
triebes der Anleitung und Unterstützung durch das 
Gericht?

— Ist es notwendig, innerhalb der Bewährungszeit den 
Bewährungs- und Erziehungsprozeß zu kontrollie­
ren?

Wesentliche Kriterien für eine solche Differenzierung 
enthalten die Gemeinsame Anweisung zur Arbeitsweise 
der Gerichte bei der Durchsetzung gerichtlicher Ent­
scheidungen in Strafsachen vom 25. Juni 1968 i. d. F.

2 Hagei, Grundfragen des geistigen Lebens im Sozialismus,
Berlin 1969, S. 31/32.

vom 17. März 19693 sowie der Bericht des Präsidiums 
des Obersten Gerichts an das Plenum'1. Nach diesen 
Gesichtspunkten ist die Qualität der gerichtlichen Ent­
scheidungen im Prozeß der Strafenverwirklichung in­
haltlich zu beurteilen. Es ist daher notwendig, daß 
insbesondere die Bezirksgerichte die Qualität der ge­
richtlichen Tätigkeit analysieren und die besten Ergeb­
nisse verallgemeinern. Darauf muß künftig das 
Hauptaugenmerk der Bezirksgerichte und der Direk­
toren der Kreisgerichte gerichtet werden. Die Betonung 
der qualitativen Gesichtspunkte steht jedoch nicht der 
Forderung im Wege, bei einigen Kreisgerichten die 
Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte im Strafverfahren 
auch von der Quantität her zu verbessern.
Die Wirksamkeit des sich an die Hauptverhandlung 
anschließenden Bewährungs- und Erziehungsprozesses 
des Verurteilten wird wesentlich davon bestimmt, 
welche gesellschaftlichen Kräfte bereits in die Haupt­
verhandlung einbezogen werden. Mit ihnen gemeinsam 
werden die weiteren Maßnahmen im Anschluß an die 
Hauptverhandlung beraten. Diese Kräfte sollen auch 
aktiv zur Überwindung von Ursachen und Bedingungen 
der Straftat im Lebens- und Arbeitsbereich des Ver­
urteilten beitragen und den Erziehungs- und Bewäh­
rungsprozeß organisieren. Wesentliche Voraussetzungen 
für die richtige Einbeziehung gesellschaftlicher Kräfte 
müssen bereits im Ermittlungsverfahren geschaffen 
werden.
Das Gericht ist verpflichtet, alle Möglichkeiten zu nut­
zen, um sich in der Hauptverhandlung die notwendi­
gen Grundlagen für sachkundige Entscheidungen im 
Prozeß der Strafenverwirklichung zu schaffen. Dazu 
gehören auch die gesetzlichen Möglichkeiten der Rüde­
gabe der Sache an den Staatsanwalt (§ 190 StPO). Hier­
bei ist jedoch folgendes zu beachten:
Etwaige Mängel in der Arbeit der Untersuchungs­
organe können nicht allein dadurch überwunden wer­
den, daß in stärkerem Maße von der Möglichkeit der 
Rückgabe nach § 190 StGB Gebrauch gemacht wird. 
Die Gerichte sollten in solchen Fällen gemeinsam mit 
dem Staatsanwalt und den Untersuchungsorganen be­
raten, wie ein den Anforderungen des § 102 StPO ent­
sprechendes Ermittlungsergebnis erzielt werden kann. 
Ausgehend von der Erkenntnis, daß alle am Strafver­
fahren beteiligten Organe eine hohe Verantwortung 
für die Wirksamkeit der gerichtlichen Entscheidung 
tragen, haben z. B. die Rechtspflegeorgane im Bezirk 
Rostock in einer Vereinbarung die erforderlichen 
Maßnahmen festgelegt und damit die Grundlage für 
eine hohe Qualität der Zusammenarbeit geschaffen. 
Einige Gerichte sehen die Ursache für die z. T. noch 
nicht befriedigende Mitwirkung gesellschaftlicher 
Kräfte ausschließlich in Mängeln in der Tätigkeit der 
Untersuchungsorgane. Das ist nicht richtig, denn es 
gibt zahlreiche Verfahren, in denen das Untersuchungs­
organ zwar eine Aussprache mit dem Kollektiv des 
Beschuldigten durchgeführt hat, der Kollektivvertreter 
jedoch in der Hauptverwaltung nicht alle für die 
weitere Erziehung des Verurteilten und die Beseitigung 
der Ursachen und Bedingungen der Straftat wesent­
lichen Probleme darlegte und das Gericht auch nicht 
auf die Beantwortung dieser Fragen hinwirkte. Des­
halb sind im Bericht des Präsidiums an das Plenum 
Hinweise darauf enthalten, welche Anforderungen das 
Gericht an den Kollektivvertreter in Vorbereitung der 
Hauptverhandlung zu stellen hat. Diese Anforderungen 
sind auch Grundlage für eine evtl, notwendige noch­
malige Beratung mit dem Kollektiv, ohne daß eine 
Rückgabe der Sache an den Staatsanwalt erforderlich 
ist.
3 Verfügungen und Mitteilungen des Ministeriums der Justiz 
196», Heft 5/6, S. 16.
4 Der Bericht des Präsidiums des Obersten Gerichts ist in 
diesem Heft veröffentlicht.
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